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iM Zuge von MassnahMen  
gegen die Entsorgung von für den mensch-
lichen Verzehr geeigneten Lebensmitteln 
aus der Lebensmittelproduktion sowie dem 
Groß- und Einzelhandel wurde dieser Leitfa-
den auf Initiative des Bundesministeriums für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft (BMLFUW), Abteilung V/6 
Abfalllogistik, Vermeidung und produktbe-
zogene Abfallwirtschaft in Zusammenarbeit 
mit dem Bundesministerium für Gesundheit 

(BMG), Bereich II/B Verbrauchergesundheit 
erstellt. Die Koordination der Erstellung 
erfolgte durch das Institut für Abfallwirt-
schaft der Universität für Bodenkultur Wien 
(DI Felicitas Schneider). Die inhaltliche 
Ausrichtung erfolgte unter anderem in Zu-
sammenarbeit mit engagierten Mitgliedern 
der ECR-Arbeitsgruppe „Soziale Nachhal-
tigkeit“. Wir danken allen Beteiligten für ihre 
fachliche Unterstützung bei der Erstellung 
des Leitfadens!

vorbemerkungen
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einleitung
Lebensmittel werden entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette weggeworfen. Nach 
Schätzungen von Experten werden zwischen 
10 und 40 % der weltweiten Lebensmit-
telproduktion nicht verzehrt1, sondern aus 
unterschiedlichen Gründen entsorgt. Neben 
nicht mehr genießbaren Produkten werden 
auch solche zur Entsorgung bereitgestellt, 
die noch einwandfrei für den menschlichen 
Verzehr geeignet sind, jedoch aus verschie-
denen Ursachen als nicht mehr marktgängig 
eingestuft oder in Haushalten nicht konsumiert 
werden. 

Die entsorgten Lebensmittel müssen als Abfall 
erfasst und ordnungsgemäß behandelt werden. 
Zudem werden kostbare Ressourcen wie 
landwirtschaftliche Fläche, Wasser, Energie, 
menschliche Arbeit und Rohstoffe in die Pro-
duktion von Lebensmitteln investiert. Werden 
die Lebensmittel am Ende weggeworfen, waren 
diese Aufwendungen im Grunde vergeblich. 
Die Vermeidung von Lebensmittelabfällen ist 
daher einer der Schwerpunkte des Abfallver-
meidungsprogrammes, welches vom Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft im Rahmen des 
Bundes- Abfallwirtschaftsplans 2011 veröffent-
licht wurde. 
Darüber hinaus kann die Bereitstellung von 
kostengünstigen Lebensmitteln sozial Be-
dürftigen einen Teil der täglichen finanziellen 
Belastung abnehmen sowie einen Beitrag zur 
Verbesserung ihrer Lebens- und Gesundheits-
situation leisten.

ziel des Leitfadens
Ziel des vorliegenden Leitfadens ist es, erste 
Informationen zum Thema Weitergabe von 
für den menschlichen Verzehr geeigneten, 
aber nicht marktgängigen Lebensmitteln zu 
geben. Als Zielgruppen sind einerseits  Un-
ternehmen angesprochen, die sich vor einer 
Weitergabe von Lebensmitteln erstmals einen 
Überblick verschaffen möchten, als auch Le-
bensmittel empfangende Sozialeinrichtungen, 
welche Unterstützung bei unklaren rechtli-
chen Fragestellungen benötigen. 

Bei der Ausarbeitung des Leitfadens wurden 
die häufigsten Unsicherheiten betreffend der 
rechtlichen Fragestellungen aus der Praxis 
zusammengetragen. Der Leitfaden ersetzt 
selbstverständlich nicht geltendes Recht, son-
dern soll lediglich einen Überblick über jene 
Aspekte liefern, die sich für die Praxis immer 
wieder als besonders bedeutsam herausge-
stellt haben. Bei spezifischen Fragen wenden 
Sie sich bitte an die zuständige Lebensmittel-
aufsicht (Kontakte siehe Kapitel „Weiterfüh-
rende Literatur und Kontakte“).

1 Parfitt J. et al. (2010)
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WeLche  
LebensmitteL 
Werden zur  
verfügung  
gesteLLt?

Die Zur verfügung gestell­
ten lebensMittel umfassen alle 
denkbaren Produktgruppen von frischem 
Obst und Gemüse bis zu Konserven und 
Tiefkühlkost. Von den meisten sozialen Ein-
richtungen wird Alkohol nicht angenommen. 
Die Lebensmittel sind für den menschlichen 
Verzehr geeignet, wurden jedoch aus unter-
schiedlichen Gründen als nicht marktgängig 
eingestuft. 

Der Begriff „nicht marktgängig“ umfasst 
dabei jene Lebensmittel, die aus Gründen der 
Verbrauchererwartung bzw. der Marktstabili-
sierung nicht über den herkömmlichen Markt 
abgesetzt werden können oder sollen. Die 
Verbrauchererwartung betrifft beispielsweise 
absolute Frische, weswegen Lebensmittel nahe 
dem Mindesthaltbarkeitsdatum oftmals schon 
frühzeitig aus dem Verkauf entfernt oder Brot 
vom Vortag sowie Obst und Gemüse mit 
leichten Druckstellen aussortiert werden.

Vor und bei der Weitergabe von Lebensmit-
teln ist insbesondere Augenmerk auf zwei 
wichtige Kennzeichnungen von Lebensmit-
teln zu legen: das Mindesthaltbarkeits-
datum und das verbrauchsdatum. Die 
Lebensmittelkennzeichnungsverordnung2 
verlangt eine leicht verständliche, gut sicht-
bare und dauerhafte Kennzeichnung von in 
Verkehr gebrachten Lebensmitteln, was be-
deutet, dass Produkte mit fehlenden Etiketten, 
mit Etiketten in ausländischer Sprache etc. 
entsprechend gekennzeichnet werden müssen.

Gründe, welche vor allem im Bereich Lebens-
mittelproduktion und Lebensmittelhandel zur 
Entsorgung von genießbaren Lebensmitteln 
führen, sind z.B.:

    die produkte erreichen die von 
Lebensmittelindustrie und  handel 
geforderten standards für bestimm 
te handelsklassen, beispielsweise 
hinsichtlich form, farbe oder größe 
nicht.

    um den Marktpreis eines bestimmten 
produktes stabil halten zu können, 
werden weitere mengen desselben 
produktes nicht auf den markt ge 
bracht (sog. interventionsprodukte).

    Ware kann am markt nicht abgesetzt 
werden.

    lagerüberschüsse aufgrund von fehl 
kalkulationen des absatzes

    fehletikettierungen

    das produkt genügt unternehmensin-
ternen Qualitätskriterien nicht.

2 LMKV § 3
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    es gibt leichte abweichungen des 
produktes im vergleich zu den anga 
ben auf der verpackung, wie z.b. eine 
höhere/niedrigere masse als angege 
ben.

    die verpackung wurde beim trans 
port leicht beschädigt bzw. weist män 
gel auf (z.b. fehlerhafte bedruckung).

    saisonartikel wurden bis saisonende 
nicht abgesetzt, z.b. osterhasen, die 
vor den osterfeiertagen nicht verkauft 
werden konnten.

    nicht verkaufte Ware nach einer  
sortimentsbereinigung.

    Kosmetische fehler von produkten 
bzw. ihren verpackungen, welche 
keinen einfluss auf die sicherheit der 
Lebensmittel haben (z.b. fremdspra 
chige beschriftung auf produkten).

    Ware innerhalb einer restlaufzeit 
bis zum erreichen des Mindesthalt-
barkeitsdatums, in welcher sie vom 
handel nicht mehr für den verkauf 
angenommen wird.

Wie  
funktioniert 
die Weitergabe 
von Lebensmit-
teLn an soziaLe 
einrichtungen?

Das PrinZiP ist einfach: Für den 
menschlichen Verzehr geeignete, aber nicht 

(mehr) marktgängige Lebensmittel werden 
von Produktions- und Verarbeitungsbe-
trieben, Groß- und Einzelhandel oder der 
Gastronomie kostenlos zur Verfügung 
gestellt und von einer sozialen Organisation 
abgeholt, gelagert und letztendlich an be-
dürftige Personen (kostenlos oder gegen ge-
ringen Kostenersatz) verteilt. Somit werden 
ansonsten weggeworfene Lebensmittel einer 
sinnvollen Verwendung zugeführt und damit 
ein Beitrag zur Abfallvermeidung geleistet. 

In Österreich handelt es sich bei der Überlas-
sung der Lebensmittel um einen herkömm-
lichen Vorgang des Handelns, wobei der 
Warenwert mit Null Euro festgesetzt wird. 
Die Logistikkosten werden hauptsächlich aus 
Spenden bzw. Einnahmen aus dem Verkauf  
gedeckt. Die verschiedenen sozialen Ein-
richtungen und Organisationen, die sich im 
Bereich der Weitergabe von für den mensch-
lichen Verzehr geeigneten, aber im her-
kömmlichen Markt nicht (mehr) absetzbare 
Lebensmitteln an sozial bedürftige Personen 
engagieren, unterscheiden sich vor allem 
hinsichtlich

    des Produktangebotes: ein großteil 
der einrichtungen gibt ausschließlich 
die kostenlos zur verfügung gestellten  
produkte an ihre kundinnen wei 
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ter. dadurch sind nicht immer alle 
Lebensmittel für den täglichen bedarf 
verfügbar, d.h. es wird kein vollsorti 
ment geboten. Wenige organisationen 
kaufen auch gezielt Ware zu, um ihren 
klientinnen ein breiteres sortiment 
und damit die abdeckung mit grund 
nahrungsmitteln zu bieten. neben 
Lebensmitteln werden teilweise auch 
zur verfügung gestellte hygienepro 
dukte, haushaltswaren, bekleidung 
oder bücher von den einrichtungen 
angeboten.

    dem ergänzenden angebot an 
sozialberatung: viele einrichtungen 
nützen den niederschwelligen3 zugang 
zu ihren kundinnen über die ausgabe 
von Lebensmitteln als möglichkeit, be 
stimmte zielgruppen für professionelle 
hilfestellungen erreichbar zu machen.

    der annahme von waren nach 
erreichen des Mindesthaltbarkeits-
datums (MhD): einige einrichtungen 
nehmen Lebensmittel mit überschritte 
nem mhd nicht an, andere überprüfen 
und kennzeichnen diese produkte 
entsprechend vor der abgabe an ihre 
kundinnen.

    der speziellen abgabekriterien: 
darunter fällt beispielsweise die 
prinzipielle überprüfung der sozialen 
bedürftigkeit durch eine eidesstattliche 
erklärung oder durch vorlage amtli 
cher dokumente, die festlegung der 
einkommensgrenze zur feststellung 
der bedürftigkeit oder gegebenenfalls 
einschränkungen beim bezug der 
abgegebenen produkte hinsichtlich 
menge pro einkauf, anzahl einkäufe 
pro Woche, max. einkaufssumme pro 
einkauf etc. 

    der festsetzung eines Preises für 
die abgegebenen produkte: einige 
einrichtungen geben die Lebensmittel 
kostenlos an ihre kundinnen ab, bei 
anderen wird ein symbolischer preis 
bei der abgabe verlangt, welcher 
bis zu einem drittel des normalen 
verkaufspreises beträgt. durch die 
einhebung eines kostenbeitrages 
sollen die kundinnen einerseits aus 
der rolle des almosenempfangens 
entlassen und andererseits jedem 
Lebensmittel auch ein bestimmter 
Wert zugeordnet werden. bestimmte 
produkte, wie beispielsweise brot, 
wird in vielen einrichtungen kostenlos 
an die kundinnen abgegeben.

    der unmittelbaren Zielgruppe: einige 
einrichtungen versorgen andere sozia 
le einrichtungen mit den zur verfü 
gung gestellten Lebensmitteln, welche 
diese an ihre klientinnen direkt oder 
in verkochter form weitergeben (z.b. 

3 „Niederschwellig“ bedeutet, dass die Inanspruchnahme einer Leistung mit geringen Anforderungen 
verbunden ist, sodass sie auch von ansonsten schwer erreichbaren Personen mit hoher Hemmschwel-
le angenommen wird.
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obdachlosenheime, flüchtlingshäuser). 
andere einrichtungen übernehmen 
neben der transport  und Lagerlogistik 
auch die direkte abgabe an bedürftige 
personen (z.b. sozialmärkte).

    der organisation im hintergrund: 
die einrichtungen, die Lebensmittel 
an sozial bedürftige personen vertei 
len, werden von unterschiedlichen 
trägerorganisationen wie kirchlichen 
gemeinden, ordensgemeinschaften, 
etablierten sozialorganisationen (z.b. 
caritas, volkshilfe, rotes kreuz), 
kooperationen von gemeinden mit 
anderen organisationen oder rein 
privaten vereinen und einzelperso 
nen geführt. einige der einrichtungen 
beschäftigen ausschließlich ehren 
amtliche mitarbeiterinnen, andere 
bieten als sozialökonomischer betrieb 
benachteiligten personen einen be 
fristeten ausbildungsplatz an.

    den logistischen Möglichkeiten: 
nicht alle einrichtungen verfü 
gen über gekühlte transport  und 
Lagermöglichkeiten, was sich auf das 
angenommene sortiment auswirkt.

Aufgrund der Vielfalt der in Österreich tätigen 
Organisationen und der stetigen Veränderung 
der aktuellen Situation ist eine vollständige 
Auflistung im vorliegenden Leitfaden nicht 
möglich. Um eine weitere Informationssuche zu 
erleichtern, sind einige Namen stellvertretend 
im Kapitel „Weiterführende Informationen“ 
aufgelistet

rechtLiche  
Rahmen- 
bedingungen
für Die weitergabe von Lebens-
mitteln an soziale Einrichtungen gelten alle 
bestimmungen des österreichischen 
lebensmittelrechts, insbesondere auch 
jene über die lebensmittelsicherheit, 
ohne einschränkungen. Eine soziale 
Einrichtung, welche von Unternehmen zur 
Verfügung gestellte Lebensmittel an andere 
soziale Einrichtungen oder direkt an sozial 
bedürftige Personen weitergibt, ist ein Le-
bensmittelunternehmen. Dies gilt unabhän-
gig davon, ob die Produkte unentgeltlich 
oder entgeltlich abgegeben werden. Es 
handelt sich lediglich um eine Verlängerung 
der herkömmlichen Wertschöpfungskette, 
daher sind alle einschlägigen rechtsvor-
schriften uneingeschränkt einzuhalten.

Das folgende Kapitel enthält lediglich kurze 
Darstellungen der rechtlichen Sachverhalte für 
einen ersten Überblick. Detaillierte Informati-
onen finden Sie in den jeweiligen Rechtsvor-
schriften bzw. bei den zuständigen Behörden!

produkthaftung und  
gewährleistung
Die Begriffe „Produkthaftung“ und „ge-
währleistung“ sind im Produkthaftungs-
gesetz4 bzw. im Allgemeinen Bürgerlichen 
Gesetzbuch (ABGB)5 geregelt.
Das Produkthaftungsgesetz regelt etwaige 

4 Produkthaftungsgesetz StF: BGBl. Nr. 99/1988 idF BGBl. I Nr. 98/2001
5 ABGB StF: JGS Nr. 946/1811 idF BGBl. I Nr. 58/2010
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Ansprüche, wenn es zu einem Personen- 
oder Sachschaden durch einen Produktfehler 
kommt. Für den Schaden haftet jeweils das 
herstellende bzw. importierende Unterneh-
men. Kann dieses nicht eruiert werden, 
haftet der Inverkehrbringer, im konkreten 
Fall die soziale Einrichtung, wenn sie ent-
sprechende Zulieferer nicht bekannt gibt/ 
bekannt geben kann. Ein Produkt ist dann 
als fehlerhaft zu bezeichnen, wenn „es nicht 
die Sicherheit bietet, die man unter Be-
rücksichtigung aller Umstände zu erwarten 
berechtigt ist“. Die Ersatzpflicht nach dem 
Produkthaftungsgesetz kann weder ausge-
schlossen noch beschränkt werden!

„Nach ABGB § 922 muss jemand, der einem 
anderen eine Sache entgeltlich überlässt, 
gewährleisten, dass die Sache die vereinbarten 
Eigenschaften aufweist (gewährleistung). 
Im vorliegenden Fall bedeutet dies, dass 
zwischen einem Unternehmen, welches 
Lebensmittel kostenlos zur Verfügung stellt, 
und der sozialen Einrichtung, welche diese 
empfängt, aus dem ABGB keine Gewährleis-
tungspflicht entsteht. Anders verhält es sich je-
doch bei der Weitergabe der Produkte von ei-
ner sozialen Einrichtung an KundInnen gegen 
– wenn auch geringes – Entgelt. Hier muss 
das Produkt die vereinbarten bzw. beschrie-
benen Eigenschaften aufweisen. Wesentlich 
ist daher, dass der Käufer klar und deutlich 
darauf hingewiesen wird, dass die angebote-
ne Ware knapp am Mindesthaltbarkeitsdatum 
liegt bzw. dieses bereits überschritten hat und 
deshalb rasch verbraucht werden soll.

Auch bei Einhaltung dieses Hinweises liegt 
es natürlich im Ermessen der sozialen Ein-
richtung, im Rahmen einer Kulanzlösung für 
ein etwaig beanstandetes Produkt Produk-
tersatz zu leisten oder das Geld zurück zu 
geben.

sichere und nicht sichere 
Lebensmittel
Der gesetzeskonforme Umgang mit Lebensmit-
teln ist im österreichischen Lebensmittelrecht 
umfangreich geregelt. Nachdem eine soziale 
Einrichtung, welche zur Verfügung gestellte 
Lebensmittel an Bedürftige weitergibt, im 
rechtlichen Sinne ein lebensmittelun-
ternehmen ist, gelten alle rechtlichen 
vorschriften uneingeschränkt. Das Bun-
desministerium für Gesundheit unterstützt 
die Umsetzung der rechtlichen Vorgaben in 
die Praxis durch diverse Leitlinien, die auf der 
Homepage des Ministeriums6 veröffentlicht 
werden.

Lebensmittel müssen sicher sein. Für die 
Lebensmittelsicherheit ist jeweils das Lebens-
mittelunternehmen verantwortlich, das das 
Lebensmittel an jemand anderen abgibt. Das 
bedeutet, dass sich die soziale Einrichtung 
von der sicherheit der weitergegebenen 
lebensmittel überzeugen muss, so wie 
auch jedes andere Lebensmittelunternehmen 
entlang der Wertschöpfungskette. Diese 
Verantwortung gilt für alle abgegebenen Le-
bensmittel (auch vor Erreichen des Mindest-

6 bmg.gv.at/home/Schwerpunkte/VerbraucherInnengesundheit/Lebensmittel/Lebensmittel_ 
Unternehmer
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haltbarkeitsdatums oder für Produkte, die mit 
keinem Mindesthaltbarkeitsdatum versehen 
sind) und kann auch durch vertragliche 
vereinbarungen nicht an jemand ande-
ren übertragen werden.

Dieser Verantwortung für die Sicherheit der 
weitergegebenen Lebensmittel sollte von der 
Übernahme von Produkten, z.B. bei Produk-
ten mit beschädigter Verpackung etc., bis zu 
deren Abgabe Rechnung getragen werden.

Die Österreichische Agentur für Gesundheit 
und Ernährungssicherheit GmbH (AGES) 
bietet als einer ihrer Serviceleistungen 
auch Informationen zu warnungen und 
etwaigen rückrufaktionen von nicht 
sicheren lebensmitteln an. Nachdem 
laut den rechtlichen Rahmenbedingungen 
jedes Lebensmittelunternehmen selbst dafür 
verantwortlich ist, ausschließlich sichere Le-
bensmittel anzubieten, erhebt die Aufstellung 
der AGES jedoch keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit oder Richtigkeit. Informationen 
dazu finden sich auf der AGESHomepage 
(www.ages.at), deren Inhalte auch über RSS-
Feed7 abonniert werden können. Auf diesem 
Weg werden aktuelle Produktwarnungen 
sofort an die AbonnentInnen weitergeleitet. 
Zudem informiert der monatlich erschei-
nende AGES-Newsletter, welcher ebenfalls 
abonniert werden kann, über Rückrufaktio-
nen und Produktwarnungen.

Sobald Grund zur Annahme besteht, dass 
ein Lebensmittel nicht sicher ist, ist das 
Produkt im Rahmen der Eigenverantwor-
tung des Unternehmens vom Markt zu 
nehmen und die zuständigen Behörden sind 
zu informieren (Lebensmittelaufsicht beim 
Landeshauptmann). Hat das Produkt bereits 
die VerbraucherInnen erreicht, so sind diese 
auf geeignetem Weg vom Grund der Rück-
nahme zu informieren und das Produkt ist 
öffentlich zurückzurufen8.

mindesthaltbarkeits ,  
verbrauchs  und verkaufs  
datum
Das Mindesthaltbarkeitsdatum (MhD) 
ist jener Zeitpunkt, bis zu dem die Ware bei 
richtiger Lagerung ihre spezifischen Eigen-
schaften behält9. Sie wird vom herstellenden 
Unternehmen festgelegt und endet nor-
malerweise vor dem tatsächlichen Verderb 
des Lebensmittels. Werden im Zuge einer 
Überprüfung des Aussehens, der Farbe und 
des Geruchs keine Auffälligkeiten festgestellt 
und ist die Dauer des Überschreitens des 
MHD im Vergleich zur Gesamthaltbarkeits-
dauer gering, kann das  Lebensmittel ohne 
Bedenken verzehrt werden10.

Das verbrauchsdatum wird anstelle des 
Mindesthaltbarkeitsdatums bei in mikrobio-
logischer Hinsicht sehr leicht verderblichen 

7 RSS-feed: regelmäßige automatische Überprüfung von Veränderungen auf einer Internetseite im 
speziellen Datenformat RSS (Really Simple Syndication) 
8 Verordnung (EG) Nr. 178/2002 idF 596/2009; siehe auch http://www.ages.at/lebensmittel/
ernaehrungssicherheit/produktwarnsystem/leitlinie-fuer-unternehmer
9 LMKV § 4 Abs. 1 Z 5; § 5, § 9

10www.ages.at/ages/ernaehrungssicherheit/haltbarkeit-von-lebensmitteln/mindesthaltbarkeit/
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Lebensmitteln, die nach kurzer Zeit eine 
unmittelbare Gefahr für die menschliche 
Gesundheit darstellen könnten, verwendet.
Eine nachträgliche verlängerung des 
Mindesthaltbarkeits- bzw. Verbrauchsdatums 
ist jeweils nicht zulässig.
Wenn das Mindesthaltbarkeitsdatum 
eines Lebensmittels überschritten ist, so 
muss dieser Umstand deutlich und allge-
mein verständlich kenntlich gemacht 
werden. Die Ware darf jedoch weiterhin in 
Verkehr gebracht werden, wenn sich das 
Unternehmen, das die Ware an Endverbrau-
cherInnen oder Einrichtungen der Gemein-
schaftsverpflegung abgibt, davon überzeugt 
hat, dass das Lebensmittel sicher ist.
Bei überschrittenem verbrauchsdatum 
darf die Ware nicht mehr in verkehr 
gebracht werden.

Verpackte rohe Eier sind neben dem Min-
desthaltbarkeitsdatum fallweise auch mit 
einem verkaufsdatum gekennzeichnet11. 
Dieses stellt die maximale Frist von 21 
Tagen zwischen dem Legen der Eier und der 
Abgabe des Produkts an EndkundInnen dar. 
Nach dem Ablauf dieser Frist dürfen rohe 
Eier nicht mehr an endverbraucher-
innen abgegeben werden! Nach Ablauf 
dieser Frist dürfen die Produkte jedoch 
weiterhin verwendet (z.B. verkocht) werden.
Die Überprüfung und Kennzeichnung von 
Produkten mit überschrittenem Mindesthalt-

barkeitsdatum sind vom jeweiligen Inver-
kehrbringer durchzuführen. Es ist rechtlich 
nicht eindeutig geregelt, in welcher Art und 
Weise die Überprüfung der Lebensmittelsi-
cherheit zu erfolgen hat, das heißt z.B. wie 
viele Stichproben überprüft werden müssen. 
Letztendlich verbleibt die verantwortung 
für die Weitergabe von sicheren Lebensmit-
teln beim jeweiligen lebensmittelun-
ternehmen, das die Ware in Verkehr bringt. 
Das ist in diesem Fall die soziale Einrichtung.

Bei weiteren Fragen wenden Sie sich bitte an 
Ihre zuständige Lebensmittelbehörde (siehe 
auch Kapitel „Weiterführende Literatur und 
Kontakte“)! Hilfestellung können Sie auch 
bei ExpertInnen außerhalb der Behörden, z.B. 
bei den Untersuchungsanstalten der Länder, 
der AGES sowie den nach § 73 LMSVG12 
autorisierten Personen (Lebensmittelgutach-
terInnen) erhalten, welche z.B. Verkehrsfä-
higkeitsgutachten, Risikoüberprüfungen und 
HACPP13-Konzepte erstellen.

11 Verordnung (EG) Nr. 853/2004, Anhang 3, Abschnitt X, Kapitel I 
12 LMSVG BGBl. I Nr. 13/2006 idF BGBl. I Nr. 95/2010 
13 HACPP: englische Abkürzung für “Hazard Analysis Critical Control Point”, zu Deutsch:  
Gefahrenanalyse und Kritischer Kontrollpunkt; Ist ein Konzept zur Herstellung sicherer  
Lebensmittel und wird zur Einhaltungder Lebensmittelhygiene im gesamten  
Lebensmittelbereich angewandt.
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hygienische Weitergabe von  
offener Ware

Für Mitarbeiterinnen von sozialen 
einrichtungen gelten dieselben rechtlichen 
Vorschriften wie für alle andere Lebensmittel-
unternehmen. Sie müssen daher bestimm-
ten gesundheitlichen anforderungen 
entsprechen. Nähere praktische Empfehlungen 
sind beispielsweise in Anlage 9 der Leitlinie 
für Einzelhandelsunternehmen14 des Bundes-
ministeriums für Gesundheit zu entnehmen.
Die Weitergabe von bestimmten unverpackten 
Lebensmitteln, wie beispielsweise Brot und 
Gebäck, wird dann als hygienisch ein-
wandfrei angesehen, wenn die Produkte so 
gelagert, transportiert und angeboten werden, 
dass sie von KundInnen nicht kontaminiert 
werden können. Sinngemäß können die Inhal-
te der Leitlinie für das hygienische Feilhalten 
von Brot und Gebäck zur Selbstbedienung15 
für die Umsetzung einer hygienischen Weiter-
gabe herangezogen werden.

rückverfolgbarkeit

Unter dem Begriff „rückverfolgbarkeit“ 
wird nach den geltenden Rechtsvorschriften 
die Möglichkeit verstanden, den weg eines 
lebensmittels durch alle Produktions-, 
verarbeitungs- und vertriebsstufen verfol-
gen zu können16. Dies ermöglicht ein rasches 
Handeln, falls sich ein Lebensmittel als nicht 
sicher erweist, wie dies bei diversen Kontamina-
tionen von Lebensmitteln vorkommen kann.

Jedes Lebensmittelunternehmen muss im Sinne 
der Rechtsvorschrift Auskunft darüber geben 
können, wo seine Produkte herkommen und 
wo sie hingehen. Soziale Einrichtungen bekom-
men Lebensmittel zur Verfügung gestellt und 
geben diese weiter. Die Regelungen bezüglich 
Rückverfolgbarkeit gelten somit auch für soziale 
Einrichtungen. Die Dokumentationspflicht 
bezieht sich dabei jeweils auf eine Stufe vor 
und zurück in der Lebensmittelkette soweit 
es sich um andere Lebensmittelunternehmen 
handelt17.

Zur praktischen Umsetzung der Rückver-
folgbarkeit wurden von der EU Leitlinien 
ausgearbeitet, welche auf der Homepage der 
Europäischen Kommission, Generaldirektion 
Gesundheit und Verbraucher, unter „Lebens-
mittelsicherheit“ zu finden sind18. Österreich-
spezifische Leitlinien finden sich auch auf der 
Homepage des Gesundheitsministeriums. Bei 

14 BMG (2007a)
15 BMG (2007b)
16 Verordnung (EG) Nr. 178/2002 idF 596/2009
17 Verordnung (EG) Nr. 178/2002 idF 596/2009 § 18
18 http://ec.europa.eu/food/food/foodlaw/guidance/index_en.htm
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Unklarheiten wenden Sie sich an die zustän-
dige Lebensmittelbehörde! (Kontakte siehe 
Kapitel „Weiterführende Informationen“)

nachhaLtige 
ausWirkungen  
der Weitergabe  
von Lebens- 
mitteLn
Die vorteile Der weitergabe 
von lebensMitteln, die gegessen 
statt entsorgt werden, betreffen alle drei 
Säulen der Nachhaltigkeit (Ökonomie, 
Ökologie, Soziales). So wohl Unternehmen 
als auch soziale Einrichtungen können wirt-
schaftliche vorteile durch Einsparung von 
Entsorgungskosten bzw. Anschaffungskosten 
für Lebensmittel lukrieren. Weiters decken 
die Lebensmittel einen Teil der täglichen 
Bedürfnisse von sozial benachteiligten 
Personen ab, welche dadurch ebenfalls eine 
Entlastung ihres Haushaltsbudgets erfahren.
Durch die Vermeidung der Entsorgung 
von Lebensmitteln kommt es einerseits zu 
einer sinnvollen Nutzung der während der 
Herstellung und Distribution eingesetzten 

Ressourcen und andererseits zu einer Abfall-
vermeidung, was aus ökologischer sicht 
zu begrüßen ist.

Die zur Verfügung gestellten Lebensmittel 
werden Menschen in Notlagen überlas-
sen und tragen damit zur Entlastung der 
physischen und psychischen Situation der 
Betroffenen sowie zur Milderung sozialer 
ausgrenzung bei. Zudem können von den 
Betroffenen im Rahmen der Ausgabe der 
Lebensmittel zusätzliche Unterstützungsan-
gebote der sozialen Einrichtungen kennen 
gelernt und in Anspruch genommen werden. 
Es darf jedoch nicht vergessen werden, dass 
die ursprüngliche Intention dieser Maßnah-
me die Abfallvermeidung ist. Die Weitergabe 
von Lebensmitteln an sozial Benachteiligte 
kann daher nie anstelle anderer staatlicher 
Sozialleistungen gesehen werden, sondern 
ergibt sich als zusätzlicher positiver Effekt.
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Weiterführende 
LiteRatur und 
kontakte

im Leitfaden verwendete 
Literatur

    abgb allgemeines bürgerliches  
gesetzbuch

    bmg (2007a) Leitlinie für eine gute 
hygienepraxis und die anwendung der 
grundsätze des haccp in einzel 
handelsunternehmen. stellungnahme 
des ständigen hygieneausschusses, 
veröffentlicht mit erlass bmgf 
75220/0003  iv/7/2007 v. 19.2.2007. 
(bmg.gv.at/home/schwerpunkte/
verbraucherinnengesundheit/Lebens 
mittel/Lebensmittel_unternehmer/
Lebensmittelhygiene)

    bmg (2007b) hygienisches feilhalten 
von brot und gebäck zur selbstbedie 
nung (sb spender). stellungnahme 
des ständigen hygieneausschusses, 
veröffentlicht mit erlass bmgf 
75220/0009 iv/7/2007 v. 10.4.2007 
(bmg.gv.at/home/schwerpunkte/
verbraucherinnengesundheit/Lebens 
mittel/Lebensmittel_unternehmer/
Lebensmittelhygiene)

    Lmsvg: bundesgesetz über sicher 
heitsanforderungen und weitere anfor 
derungen an Lebensmittel, gebrauchs 
gegenstände und kosmetische mittel 
zum schutz der verbraucherinnen und 
verbraucher (Lebensmittelsicherheits  
und verbraucherschutzgesetz) bgbl. i 

nr. 13/2006 idf bgbl. i nr. 95/2010

    parfitt J., barthel m., macnaughton s. 
(2010) food waste within food supply 
chains: quantification and potential for 
change to 2050. phil. trans. r. soc. b. 
365, 3065 3081.

    produkthaftungsgesetz: bundesgesetz 
vom 21. Jänner 1988 über die haftung 
für ein fehlerhaftes produkt bgbl. nr. 
99/1988 idf bgbl. i nr. 98/2001

    ständiger ausschuss für die Lebens 
mittelkette und tiergesundheit (2010) 
Leitlinien für die anwendung der 
artikel 11, 12, 14, 17, 18, 19 und 20 
der verordnung (eg) nr. 178/2002 
über das allgemeine Lebensmittelrecht 
– schlussfolgerungen des ständigen 
ausschusses für die Lebensmittelkette 
und tiergesundheit. 26. Jänner 2010

    verordnung (eg) nr. 178/2002 des 
europäischen parlaments und des 
rates vom 28. Januar 2002 zur  
festlegung der allgemeinen grundsätze 
und anforderungen des Lebensmittel 
rechts, zur errichtung der europäischen 
behörde für Lebensmittelsicherheit 
und zur festlegung von verfahren zur 
Lebensmittelsicherheit idf 596/2009. 
L 60/17

    verordnung (eg) nr. 853/2004 des 
europäischen parlaments und des rates 
vom 29. april 2004 mit spezifischen 
hygienevorschriften für Lebensmittel 
tierischen ursprungs. L 139/55

    Lmkv: verordnung über die kenn 
zeichnung von verpackten Lebensmit 
teln (Lebensmittelkennzeichnungsver 
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ordnung 1993) bgbl. nr. 72/1993 idf 
bgbl. ii nr. 165/2008

    homepage der ages: www.ages.
at/ages/ernaehrungs sicherheit/
haltbarkeit von lebensmitteln/mindest 
haltbarkeit/

    homepage des dachverbandes 
soma Österreich und partner: www.
somaundpartner.at

Weiterführende  
informationen

    für verbindliche auskünfte sind die 
zuständigen Lebensmittelbehörden 
(Lebensmittelaufsicht beim Landes 
hauptmann) zu kontaktieren (www.
bmg.gv.at/home/schwerpunkte/
verbraucherinnengesundheit/Lebens 
mittel/Lebensmittelkontrolle/amtli 
che_kontrolle_und_mik/Lebensmit 
telaufsicht_der_Laender).

    Weitere informationen sind auch in 
den Leitlinien für Lebensmittelunter 
nehmer des bundesministeriums für 
gesundheit nachzulesen, welche auf 
der homepage des bmg veröffent 
licht sind (bmg.gv.at/home/schwer 
punkte/verbraucherinnengesundheit/
Lebensmittel/Lebensmittel_unterneh 
mer/).

    die aktuellen gesetzlichen rahmenbe 
dingungen können im internet auf der 
homepage des rechtsinformationssys 
tems des bundeskanzleramtes recher 
chiert werden (www.ris.bka.gv.at).

    homepage der Österreichischen agen 
tur für gesundheit und ernährungssi 
cherheit gmbh (ages): www.ages.at

    die Liste der nach § 73 Lmsvg 
autorisierten personen (Lebensmittel 
gutachter) ist auf der homepage des 
gesundheitsministeriums zu finden 
unter:

    www.bmg.gv.at/home/schwerpunkte/
verbraucherinnengesundheit/Lebens 
mittel/Lebensmittelkontrolle/amtli 
che_kontrolle_und_mik/gesamtlis 
te_der_Lebensmittelgutachterinnen

    arbeitsgruppe ”soziale nachhaltigkeit” 
der ecr austria: www.ecr austria.at/
index.php?option=com_content&view
=article&id=125&itemid=109

    mögliche suchworte über soziale ein 
richtungen, die Lebensmittel an sozial 
bedürftige weitergeben: soma, ca 
ritas/Le+o, sozialmarkt, vinzimarkt, 
tafel, Laube, tiso markt, tischlein 
deck dich, der korb, barbara Laden, 
solidarmarkt, kraut und rüben,…
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